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dem Landtag ausschloß, durch ein auch diesem Stande eine ausreichende
vertretung ficherndes Wahlrecht ersetzt ist.
Wie für den einzelnen, so bildet auch für die soziale Leistung des
Staates ein geordnetes Finanzwesen die Grundlage. Die Grundsätze,
nach denen die Finanz- und haushaltspolitik eines Staates
zu regeln ist, sind denn auch im großen ganzen die gleichen, wie sie
den Einzelhaushalt bestimmen: die Einnahmen und Ausgaben müssen
möglichst in Einklang gebracht werden, ssschulden müssen tunlichst ver—
mieden oder, wenn sie nicht zu vermeiden sind, ordentlich getilgt wer—
den. Denn Schulden sind immer eine Belastung der Zukunft. In
einem Gemeinwesen kommt freilich in höherem Maße der Zweck der
Ssschuld in Betracht, und man unterscheidet in diesem Sinne zwischen
ssschulden für produktive und für unproduktive Zwecke. Die erste—
ren sind, weise bemessen, durchaus gerechtfertigt: wenn durch Auf—
nahme einer Schuld eine Eisenbahn, ein Kanal, ein Elektrizitäts- oder
Wasserwerk geschaffen werden, so steht der entstandenen Schuld ein dau—
ernder wirklicher Wert gegenüber, der infolge seiner Nützlichkeit die
entsprechende Rente abwirft. Diese Rente genügt dann in der Regel,
um die Zinsen der Schuld zu decken. Werden aber Schulden aufgenommen
lediglich zur Befriedigung der augenblicklichen Bedürfnisse, so sind sie
unproduktiv, und das Verfahren bedeutet im Grunde nur eine über—
wälzung der gegenwärtigen Ausgaben auf die Zukunft. Im Staats
leben weist die Notwendigkeit einer fortdauernden Verschuldung auf
eine mangelhafte Finanzpolitik hin, die entweder die Ausgaben zu
hoch bemißt oder aber durch eine ungenügende Steuererhebung nicht
die notwendigen Einnahmen zu erzielen versteht. In diesem Sinne
kann die Finanzpolitik des Deutschen Reiches bisher nicht als untadel—
haft und durchwegs erfolgreich bezeichnet werden: den großen nicht
abzuweisenden politischen Ansprüchen ist keine genügende Steuerleistung
gegenübergestellt, und so haben wir bis zum Jahre 1909 eine Schulden—
last im Reiche allein von über 4500 Millionen Mark erreicht, die nur
in sehr geringem Maße getilgt wird. Während sich die Gesamtschulden
des Reiches und der deutschen Einzelstaaten von zirka vier Milliarden
im Jahre 1870 auf zirka 12 Milliarden im Jahre 1895 und auf bei—
nahe 19 Milliarden im Jahre 1909 (einschließlich der zum Teil kom—
munalen Zwecken dienenden Schulden der Stadtstaaten Bremen, ham—
burg, Lübeck von ca. 1 Milliarde) gesteigert haben, blieb die französische


